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a) Die klageweise G eltendm achung der Ansprüche auf U n­
terlassung, R ückruf und Vernichtung durch den Patentinha­
ber kann sich auch dann als m issbräuchlich darstellen , wenn 
der Verletzer sich zw ar (noch) nicht rechtsverbindlich zum 
Abschluss eines L izenzvertrages zu bestimmten angem es­
senen Bedingungen bereit erklärt hat, dem Patentinhaber 
aber anzulasten ist, dass er sich seinerseits nicht hinreichend 
bem üht hat, der m it der m arktbeherrschenden Stellung ver­
bundenen besonderen Verantwortung gerecht zu w erden und 
einem grundsätzlich lizenzw illigen  Verletzer den Abschluss 
eines L izenzvertrages zu ermöglichen.
b) Besondere Verhaltenspflichten des m arktbeherrschenden 
Patentinhabers können sich insbesondere daraus ergeben, 
dass der von der Verletzung unterrichtete Verletzer k la r und 
eindeutig seinen W illen  und seine Bereitschaft bekundet hat, 
m it dem Patentinhaber einen L izenzvertrag zu angemessenen 
und nicht-d iskrim in ierenden Bedingungen abzuschließen, 
aber nicht oder jedenfalls nicht ohne weiteres in der Lage ist, 
von sich aus die Bedingungen zu form ulieren, die ihm  der 
Patentinhaber unter Beachtung des ihn treffenden D iskrim i- 
nierungs- und Behinderungsverbots einräum en muss. Den 
Patentinhaber kann die Verpflichtung treffen, seine L izenz­
forderung im Einzelnen zu begründen, um dem L izenzw il­
ligen eine Ü berprüfung zu erm öglichen, ob die L izenzfor­
derung einen M issbrauch der marktbeherrschenden Stellung 
darstellt.
c) Dos* Angebot eines Portfolio lizenzvertrages oder eines 
sonstigen, weitere Schutzrechte umfassenden Lizenzvertrages 
durch einen m arktbeherrschenden Inhaber eines standardes­
sentiellen Patents ist jedenfalls insoweit grundsätzlich kar­
tellrechtlich unbedenklich, als er den Lizenznehm er nicht zu 
Zahlungen für die B enutzung nicht-standardessentieller Pa­
tente verpflichtet und die Vergütung so berechnet w ird , dass 
Anwender, die ein Produkt für ein spezifisches, geografisch 
begrenztes Gebiet entw ickeln  m öchten, nicht benachteiligt 
werden.
d) D er Verletzer kann dem Schadensersatzanspruch des
Patentinhabers einen eigenen Schadensersatzanspruch ent­
gegenhalten, der auf die N ichterfüllung seines Anspruchs 
auf Abschluss eines L izenzvertrages zu angemessenen und 
nicht-d iskrim in ierenden Bedingungen gestützt ist. Ein so l­
cher Gegenanspruch kann erst entstehen, wenn der Verlet­
zer vom Patentinhaber (zunächst durch Bekundung seiner 
Lizenzbereitschaft) den Abschluss eines L izenzvertrages zu 
FRA N D -Bedingungen verlangt und der Patentinhaber hier­
auf nicht in E inklang m it den ihn w egen seiner m arktbeherr­
schenden Stellung treffenden Verpflichtungen reagiert, indem 
er sich entweder rechtsw idrig w eigert, einen solchen L izenz­
vertrag abzuschließen oder trotz der L izenzbereitschaft des 
Patentverletzers kein Angebot zu FRA N D -Bedingungen ab­
gibt. (»F R A N D -E inw and«).................................................................... 269
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Dem Gerichtshof der Europäischen U nion werden zur A u s­
legung des U nionsrechts gemäß Art. 267 Abs. 1 Buchstabe a) 
AEUV folgende Fragen vorgelegt:
1. Folgt aus dem U nionsrecht, insbesondere aus A rt. 4 Abs. 3 
EUV, A rt. 288 Abs. 3 AEU V und Art. 260 Abs. 1 AEUV, dass 
Art. 15 Abs. 1, Abs. 2 Buchstabe g) und Abs. 3 der R ich tli­
nie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 über D ienstleistungen im B innen­
markt im  Rahmen eines laufenden Gerichtsverfahrens z w i­
schen Privatpersonen in der Weise unm ittelbare W irkung ent­
faltet, dass die dieser R ichtlin ie entgegenstehenden nationalen 
Regelungen in  § 7 der deutschen Verordnung über die H ono­
rare für Architekten- und Ingenieurleistungen (H O A I), w o­
nach die in dieser H onorarordnung statuierten M indestsätze 
für P lanungs- und Ü berw achungsleistungen der Architekten 
und Ingenieure — abgesehen von bestimmten Ausnahm efällen 
-  verbindlich sind und eine die M indestsätze unterschreitende 
H onorarvereinbarung in Verträgen m it Architekten oder In­
genieuren unw irksam  ist, nicht mehr anzuwenden sind?
2. Sofern Frage 1 verneint w ird :a) L iegt in der Regelung ver­
bindlicher M indestsätze für Planungs- und Ü berw achungs­
leistungen von A rchitekten und Ingenieuren in § 7 H O A I 
durch die Bundesrepublik Deutschland ein Verstoß gegen die 
N iederlassungsfreiheit gem äß A rt. 49 A E U V  oder gegen sons­
tige allgem eine G rundsätze des Unionsrechts?
b) Sofern Frage 2 a) bejaht w ird : Fo lgt aus einem solchen 
Verstoß, dass in einem laufenden Gerichtsverfahren zwischen 
Privatpersonen die nationalen Regelungen über verb indliche 
M indestsätze (hier. § 7 H O A I) nicht m ehr anzuwenden sind?
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